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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Gerster (Mainz), Ey, Dr. Miltner, Berger, Leicht, Volmer, Niegei, 
Biechele, Freiherr von Fircks, Böhm (Melsungen) und Genossen 


betr. Straffung und Rationalisierung der Statistik des Bundes 


In den letzten Jahren hat die öffentliche Kritik an der Statistik 
des Bundes erheblich zugenommen. Der Deutsche Bundesrat 
nahm am 25. April 1975 eine Entschließung zur Einschränkung 
der Bundesstatistik an. 

Zeitungen und Zeitschriften erhoben unter Unterschriften wie 
„Die Sünden der Statistik"', „Nicht fähig", „Mangelnde Dienst- 
aufsicht", „500 Millionen minus", „Gegen den Wildwuchs der 
Statistik", „Die Zahlen waren falsch", „Vier Millionen verplem- 
pert" und „Statistiker sollen keine Erbsen zählen" im wesent- 
lichen immer wieder die vier gleichen Vorwürfe: 

1. Die veröffentlichten Ergebnisse seien durchweg zu alt, 

2. die amtliche Statistik sei zu unbeweglich und führe immer 
noch sinnlos gewordene Erhebungen durch, 

3. die Qualität mancher Ergebnisse sei mangelhaft, 

4. das Statistische Bundesamt arbeite unrationell und zu teuer. 

Anläßlich der 100jährigen Wiederkehr der Errichtung eines 
zentralen Statistischen Amtes in Deutschland am 14. November 
1972 deutete der damalige Bundesinnenminister Genscher in 
seiner Festansprache künftige Veränderungen und Verbesse- 
rungen an. Er betonte: 

„Die neuesten Ergebnisse müssen möglichst schnell vorliegen. 
Für die zukünftigen Aufgaben der amtlichen Statistik wird es 
entscheidend darauf ankommen, Teile des sogenannten traditio- 
nellen Programms der Statistik zugunsten neuer Aufgaben auf- 
zugeben." 

Ergebnisse in diesem Sinne wurden indessen in den drei Jahren 
seit der Rede nicht bekannt, sieht man von einer einzigen Aus- 
nahme, dem Gesetz über die Statistik im Produktionsgewerbe, 
einmal ab. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Teile des sogenannten traditionellen Programms 
der Statistik wurden seit der Forderung des Bundesinnen- 
ministers vom 14. November 1972 zugunsten welcher neuen 


Druck; Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 ' 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/4493 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Aufgaben aufgegeben, und welche konkreten Pläne be- 
stehen in dieser Hinsicht für die Zukunft? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorwurf verspäte- 
ter Veröffentlichung statistischer Ergebnisse angesichts der 
Tatsache, daß im Statistischen Jahrbuch die Hälfte der 
Ergebnisse mindestens zwei Jahre und ein Viertel der 
Ergebnisse drei bis fünf Jahre alt sind? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. in der Ausgabe 
7/75 der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik" sich nur ein 
Beitrag mit einem zeitnahen Thema (Preise im Juni 1975) 
befaßt, während sich vier Beiträge auf Daten beziehen, die 
ein Jahr alt sind, fünf auf Daten, die zwei Jahre und drei 
auf Daten, die vier Jahre alt sind, und daß eine ähnliche 
Feststellung praktisch bei jeder anderen Ausgabe getroffen 
werden muß? 

4. Hält es die Bundesregierung für ausreichend und zufrieden- 
stellend, daß die Ergebnisse kostspieliger Großzählungen 
(z. B. der Volkszählung von 1970, die 170 Millionen DM 
kostete) durchweg erst nach vier bis fünf Jahren veröffent- 
licht werden, und welchen Aussagewert mißt sie dann 
noch den Ergebnissen für Regierung, Verwaltung, Wissen- 
schaft und Wirtschaft bei? 

5. Worauf ist es zurückzuführen, daß trotz des zunehmenden 
Einsatzes der elektronischen Datenverarbeitung und ande- 
rer Rationalisierungsmöglichkeiten im Statistischen Bundes- 
amt die Veröffentlichungen nicht wesentlich akueller und 
zeitnaher geworden sind? 

6. Trifft es zu, daß dem Zuwachs neuer statistischer Aufgaben 
bisher kein wesentlicher Abbau von Statistiken, die durch 
die wirtschaftliche Entwicklung an Bedeutung verloren 
haben, gegenübersteht? 

7. Glaubt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang, daß 
noch immer die Schweine viermal jährlich nach neun Glie- 
derungsmerkmalen gezählt werden müssen? Teilt sie die 
Auffassung des Leiters der Hessischen Staatskanzlei (wie- 
dergegeben im Wiesbadener Kurier vom 1. Juli 1975), daß 
Truthühner, Ammenkühe, Eisenbahnschwellen und Erbsen 
in übertriebener Weise erfaßt werden? 

8. Bis wann wird die Bundesregierung die Rechtsgrundlagen 
für statistische Erhebungen - ca. 60 Gesetze und 40 Verord- 
nungen - eingehend durchforstet haben, und welche kon- 
kreten Vorstellungen bestehen für eine Vereinfachung und 
Straffung dieser Rechtsgrundlagen? 

9. Trifft es zu und worauf ist es gegebenenfalls zurückzufüh- 
ren, daß mehrere Abteilungen des Statistischen Bundes- 
amtes über gleiche Tatbestände zu völlig voneinander 
abweichenden Ergebnissen kamen? Welche Fehl- und 
Falscherhebungen dieser Art sind der Bundesregierung für 
die Jahre 1970 bis 1975 bekannt? 
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10. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, als ihr bekannt 
wurde, daß die Arbeitsstättenzählung vom 27. Mai 1970 
34 466 Gesellschaften mit beschränkter Haftung ergab, 
während die Statistik der Kapitalgesellschaften für Ende 
1970 auf Grund der Handelsregistereintragungen 80 146 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung auswies? 

11. Ist der Bundesregierung bekannt geworden, daß auch eine 
Untersuchung für den Amtsgerichtsbezirk Wiesbaden zu 
dem Ergebnis gelangte, daß bei der Arbeitsstättenzählung 
etwa die Hälfte aller Firmen nicht berücksichtigt wurde, 
und führte diese Untersuchung zu irgendwelchen Konse- 
quenzen? 

12. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die verspä- 
teten Veröffentlichungen, die geringe Flexibilität in der 
Aufgabenstellung und die mangelhafte Qualität mancher 
Ergebnisse generell nicht den Mitarbeitern des Statistischen 
Bundesamtes angelastet werden können, sondern die Fol- 
gen teils mangelnder Anpassung der Gesetze, teils unratio- 
neller Regelungen der Arbeitsweise im Statistischen Bun- 
desamt sind? 

13. Zu welchen konkreten Ergebnissen ist der zwecks Effiziens- 
steigerung und Kostensenkung eingesetzte Abteilungslei- 
terausschuß bisher gekommen, und welche Konsequenzen 
hat die Bundesregierung gezogen oder wird sie ziehen? 

14. Hält die Bundesregierung angesichts der 350 Millionen DM 
Kosten bei 6600 Bediensteten in Bund und Ländern generell 
eine Einschränkung der amtlichen Statistik für möglich, 
geboten oder vordringlich, und bis wann kann hierfür eine 
umfassende Planung vorgelegt werden? 

15. Welche Priorität und Dringlichkeit räumt die Bundesregie- 
rung den in dieser Anfrage angesprochenen Maßnahmen 
ein? 


Bonn, den 18. Dezember 1975 


Unterschriften umseitig 
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Dr. Dregger 

Dr. Fuchs 
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